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INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 07.12.1993
HANS HIRTER

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 26.10.1994
HANS HIRTER

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 18.12.1994
HANS HIRTER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Foderativer Aufbau
Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Der beschleunigte Gang der Gesetzgebungstatigkeit im Zusammenhang mit Eurolex und
Swisslex und die daraus entstehenden Vollzugsprobleme hatten bei verschiedenen
Kantonsregierungen den Wunsch nach einer effizienteren Interessenvertretung
gegenuber dem Bundesrat und der Bundesverwaltung hervorgerufen. Zusatzlich zu dem
von der Landesregierung im Rahmen der EWR-Vorbereitung geschaffenen
Kontaktgremium griindeten sie am 8. Oktober in Bern eine Konferenz der
Kantonsregierungen (KdK). Die neue Organisation besteht aus einer Plenarkonferenz, in
welche jeder der 26 Kantone und Halbkantone ein Regierungsmitglied abordnen darf,
und die mit einem qualifizierten Mehr von 18 Stimmen Beschlisse fassen und
Stellungnahmen abgeben kann. Daneben wird ein "leitender Ausschuss" aus sieben bis
neun Regierungsraten gebildet. Im Unterschied zum Kontaktgremium gehoért der
Bundesrat dieser Organisation nicht an. Er kann jedoch eingeladen werden und die
Konferenz um die Traktandierung von Geschéaften ersuchen. Die Griindung dieser neue
Institution I&ste nicht nur Freude aus. Der Bundesrat akzeptierte zwar den Beschluss
der Kantonsregierungen, sah aber keinen Anlass, sein Kontaktgremium wieder
abzuschaffen. Expliziter fiel die Kritik von einigen Stdnderaten aus, welche die neue
Institution als einen Angriff auf ihre eigene Ratskammer interpretierten. '

Die Botschaft zum Bundesbeschluss Uber INTERREG Il wurde im Oktober vorgestellt.
INTERREG ist eine 1991 und 1992 beschlossene Gemeinschaftsinitiative der EU zum
Ausbau der Infrastrukturen in den Grenzregionen und zur Férderung der regionalen
grenzlberschreitenden Zusammenarbeit. Die EU stellt in diesem Rahmen Geldmittel fur
Projekte auf EU-Gebiet zur Verfligung, wenn regionale Koérperschaften oder Private
mindestens 50% zur Finanzierung beitragen. 14 der 16 schweizerischen Grenzkantone
haben sich bisher an derartigen Projekten beteiligt und dabei auch finanzielle Beitrage
an Vorhaben im Ausland geleistet. Der Bundesrat schlug in seiner Botschaft zum
Nachfolgeprogramm INTERREG Il einen Rahmenkredit von CHF 24 Mio. fir die Jahre
1995-99 vor, um fur die schweizerischen Partner die Voraussetzungen fur eine Mitarbeit
bei den gemeinsamen grenzlberschreitenden Programmen zu verbessern. Fir eine
Bundesbeteiligung sprechen nach Ansicht des Bundesrates nicht nur regionalpolitische,
sondern - gerade nach der Ablehnung des EWR-Vertrags - auch integrationspolitische
Grinde. Subventionieren will der Bund freilich nur die Beteiligung an der Erarbeitung
und Umsetzung der gemeinsamen Programme und die Bildung von gemeinsamen
administrativen und institutionellen  Strukturen, nicht aber die einzelnen
Infrastrukturprojekte. Deren Finanzierung ist wie bisher auf der Grundlage der
Kompetenzverteilung zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden sicherzustellen. ?

Die Kantone Bern, Freiburg, Neuenburg und Solothurn, zu denen sich spater auch noch
der Jura gesellte, beschlossen, einen "Wirtschaftsraum Mittelland” zu grinden. In
diesem Rahmen soll die Zusammenarbeit v.a. im Bildungs-, Wirtschaftsféorderungs- und
Verkehrsbereich verbessert und administrative Hindernisse zwischen den beteiligten
Kantonen abgebaut werden. Davon erhoffen sich die Initianten eine strukturelle und
wirtschaftliche Starkung ihrer Region, welche ihre Chancen im Konkurrenzkampf mit
den besser gestellten Wirtschaftszentren Genf/Lausanne und Zirich vergréssern
wirde. Das Projekt "Wirtschaftsraum Mittelland" fand nicht uneingeschrankte
Zustimmung. Regierungsvertreter aus dem Kanton Waadt meldeten ihre Beflirchtungen
an, dass mit dieser, die Sprachgrenzen Uberschreitenden Zusammenarbeit die
Solidaritat der Romandie geschwacht wirde. Eine Beitrittseinladung beantworteten sie
ablehnend; immerhin bekundeten sie Interesse, sich an speziellen Projekten zu
beteiligen. Einen ahnlich ausgerichteten Zusammenarbeitsvertrag schlossen gegen
Jahresende die sechs Innerschweizer Kantone Luzern, Nid- und Obwalden, Schwyz, Uri
und Zug ab. (Zur Regionalpolitik siehe hier.) *
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INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 30.12.2002
HANS HIRTER

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 29.08.2005
HANS HIRTER

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 19.08.2008
HANS HIRTER

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 16.12.2013
MARC BUHLMANN

Die Kantone messen der Zusammenarbeit mit den anderen Kantonen, aber auch mit
Nachbarregionen im Ausland wachsende Bedeutung zu. Dies zeigt sich daran, dass
immer mehr Kantone Uber spezielle Institutionen (Sekretariate, Koordinationsstellen)
fur die Pflege dieser Beziehungen verflgen. Nicht zuletzt die Ausmarchungen Uber den
Sitz der beiden neuen Bundesgerichte verstérkte im Berichtsjahr zudem bei den
meisten Kantonen den Wunsch, die Nadhe zu den Entscheidungszentren der
Bundespolitik in Bern zu suchen. In diesem Sinne beschloss die Konferenz der
Kantonsregierungen (KdK), den Sitz ihres Sekretariats von Solothurn in die Bundesstadt
zu verlegen. *

In Ausfuhrung eines Beschlusses aus dem Jahre 2002 bezog die Konferenz der Kantone
(KdK) ihre neuen Rdume in Bern in unmittelbarer Nahe des Bundeshauses. Einige der
insgesamt siebzehn interkantonalen Konferenzen mit ihren Sekretariaten sind ebenfalls
in das neue Domizil eingezogen, andere sollen in den kommenden Jahren nachfolgen.
Davon erhoffen sich die Kantone nicht nur interne Effizienzgewinne dank gemeinsamer
Nutzung von Infrastrukturen wie Ubersetzungs- und Postdienste, sondern auch eine
bessere Sicht- und Wirksamkeit ihrer Akteure in der Bundespolitik. °®

In Bern erdffneten die 26 Kantone am 18. August ihr neues Haus der Kantone. Dieses
beherbergt neben der Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) auch alle grésseren
Fachministerkonferenzen wie die EdK oder die Gesundheitsdirektorenkonferenz sowie
weitere interkantonale Institutionen. Einige davon, zum Beispiel die KdK, waren bereits
bisher in der Bundesstadt angesiedelt gewesen. Andere zogen neu zu und werden in
Zukunft nicht nur von den Synergieeffekten gemeinsamer Infrastrukturen, sondern auch
von den besseren Kontakten untereinander und von der Né&he zu den
Entscheidungstrégern des Bundes und der nationalen Interessenorganisationen und
Parteien profitieren. Der Einzug in das renovierte reprasentative Burogebaude in der
Berner Innenstadt wurde auch als Ausdruck des gewachsenen Selbstbewusstseins der
Kantone gegeniiber dem Bund gewertet.

Der Walliser Regierungsrat Jean-Michel Cina (VS, cvp) wurde an der
Plenumsveranstaltung der Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) zu deren Préasident
gewahlt. Das Amt wird jeweils fur vier Jahre vergeben. Cina 16st per 1. Januar 2014
Pascal Broulis (VD, fdp) ab. Am 8. Oktober feierte die 1993 gegriindete KdK ihr 20-
jahriges Bestehen. Sie dient als wichtiges Koordinationsgremium der Kantone, mit dem
kantonale Interessen auf Bundesebene vereint vertreten werden sollen. Einer der
Hauptgrinde ihrer Schaffung war das EWR-Nein, das auch deutlich machte, wie stark
die nationale Europa-Politik die Kompetenz der Kantone beeinflusst. Die KdK dient
seither den kantonalen Regierungen als Plattform fir Meinungsaustausch und
Interessenblndelung, um in Verhandlungen mit dem Bund mit einer Stimme sprechen
zu kénnen. Die Konferenz gilt mittlerweile als wichtige Akteurin, wobei umstritten ist,
wie stark der Einfluss der Kantone auf Bundesebene tatséchlich ist. Die kontinuierlich
zunehmende Zahl an interkantonalen Konkordaten kénne zwar Doppelspurigkeiten
verhindern und sei ein Zeichen von Professionalisierung der kantonalen Politik.
Gleichzeitig werden dieser zusatzlichen Staatssphéare allerdings auch mangelnde
Transparenz und fehlende demokratische Legitimation vorgeworfen. Die drohende
Nationalisierung der kantonalen Gesetzgebung bedrohe zudem letztlich auch den
Foderalismus in Form von kantonaler Autonomie und lebendiger Differenz.’
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INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 04.04.1995
HANS HIRTER

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 18.11.1995
HANS HIRTER

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 23.01.1996
HANS HIRTER

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 26.09.2003
HANS HIRTER

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 16.05.2004
HANS HIRTER

Interkantonale Zusammenarbeit

Das Parlament stimmte der Beteiligung der Schweiz an INTERREG I, der Fortsetzung
eines Gemeinschaftsprogramms der EU zur Férderung der grenziberschreitenden
Zusammenarbeit, zu. Der Beschluss war jedoch umstritten. Einzelne Stadnderate
kritisierten nicht die Zusammenarbeit an sich, sondern die Absicht, den Kantonen fur
Organisation, Vorbereitung und Planung von regionalen Projekten Subventionen
auszurichten (die Bundesbeitrage an die Realisierung der konkreten Projekte sind von
der Vorlage nicht betroffen). Ein Rickweisungsantrag Schiesser (fdp, GL), mit dem
Auftrag an den Bundesrat, lediglich eine Vorlage fur die bundesstaatliche Finanzierung
von flankierenden Massnahmen (Koordination, Kontaktvermittlung zur EU)
auszuarbeiten, blieb mit 23:12 Stimmen in der Minderheit. In der Gesamtabstimmung
sprach sich der Standerat mit 23:4 Stimmen flr das Projekt aus. Zugunsten des
Beschlusses hatten sich in der Debatte vor allem die Vertreter der
franzdsischsprachigen Kantone eingesetzt. Auch wenn es sich bei den knapp CHF 5 Mio.
pro Jahr fur die 16 betroffenen Kantone um eine Bagatellsubvention handle, sei ihrer
Meinung nach die Zustimmung wichtig, weil sie auch ein Zeichen gegenuber der EU flr
die Kooperationsbereitschaft der Schweiz darstelle.

Im Nationalrat gesellten sich zu den in der kleinen Kammer gedusserten foderalistischen
und finanzpolitischen Bedenken auch noch europapolitische Einwéande. Ein von Steffen
(sd, ZH) eingebrachter Nichteintretensantrag scheiterte aber deutlich mit 130 zu 23
Stimmen. (Zu den Massnahmen zur Stérkung der regionalen Wirtschaftsstrukturen siehe
hier.) ¢

Als neben Graublnden letzter Grenzkanton hat sich das Tessin mit seinen Nachbarn
(den drei italienischen Provinzen Como, Varese und Verbania) zu einer
Arbeitsgemeinschaft zusammengeschlossen. Das Ziel dieses "Regio insubrica”
genannten Gremiums ist eine Verstarkung und eine bessere Koordination der
grenzlberschreitenden Zusammenarbeit. °

Die vier Staaten Deutschland, Frankreich, Luxemburg und Schweiz schlossen am 23.
Januar einen "Karlsruher Abkommen" genannten Staatsvertrag ab, welcher die
Zusammenarbeit zwischen kommunalen und regionalen Gebietskdrperschaften in den
Grenzregionen erleichtern soll. Das Vertragsgebiet umfasst Luxemburg, die
franzdsischen Regionen Lothringen und Elsass, die deutschen Bundeslander Saarland,
Rheinland-Pfalz und Baden-Wurttemberg sowie die Kantone Aargau, Basel-Land, Basel-
Stadt, Jura und Solothurn. Als wichtigste Neuerung erhalten die Gemeinden dieser
Regionen die Kompetenz, ohne vorherige Bewilligung durch tUbergeordnete Instanzen
grenzlberschreitende  Zusammenarbeitsvertrage  abzuschliessen und  bereits
bestehenden Zweckverbanden beizutreten. ©

Als Novum in der Geschichte des Bundesstaates machten zum ersten Mal Kantone
Gebrauch von ihrem Recht, gegen einen Parlamentsbeschluss das Referendum
einzureichen. EIf Kantone (notwendig fir ein Kantonsreferendum wéren acht gewesen)
beantragten eine Volksabstimmung tUber das Steuerentlastungsprogramm, welches ihrer
Meinung nach fur die Kantone nicht verkraftbare Steuerausfalle bringen wirde. Die
Initiative dazu war von den Kantonsregierungen ausgegangen. Koordiniert durch die
Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) hatten achtzehn Regierungen in den
kantonalen Parlamenten entsprechende Vorlagen eingebracht. "

Das im Vorjahr eingereichte Kantonsreferendum gegen das
Steuerentlastungsprogramm des Bundes war erfolgreich. Das Volk lehnte am 16. Mai das
Steuerpaket deutlich ab, in keinem einzigen Kanton ergab sich eine Ja-Mehrheit. (Zum
Abstimmungsresultat siehe hier.)
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INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 04.07.2009
HANS HIRTER

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 12.04.2017
KAREL ZIEHLI

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 17.06.2017
KAREL ZIEHLI

Stadte, Regionen, Gemeinden

Um die Interessen der Grossregion Zurich besser vertreten zu kénnen und die
gemeinde- und kantonsuberschreitende Zusammenarbeit zu férdern, grindeten acht
Kantone und 65 Stéddte und Gemeinden aus der Nordost- und der Zentralschweiz
anfangs Juli den Verein ,Metropolitanraum Ziirich®. Bei den beteiligten Kantonen
handelt es sich um Zurich, Schaffhausen, Thurgau, St. Gallen, Schwyz, Zug, Luzern und
Aargau. "

La commune argovienne de Fisibach veut changer de canton et passer dans le canton
de Zurich. Cette demande, faite par les habitants de la petite commune de 458 ames,
est intervenue juste apreés qu'une majorité de ses citoyens se sont opposés a un projet
de fusion avec 9 autres communes argoviennes voisines. Ils n'ont donc pas seulement
refusé ce dernier, mais ont demandé aux autorités communales d'étudier la possibilité
de fusionner avec les communes zurichoises voisines de Weiach et de Bachs. Le
président de la commune de Fisibach Marcel Baldinger - relayant I'avis général de sa
population - est convaincu que, sans cette fusion, la situation du village ne s'améliorera
pas. La région zurichoise de I'Unterland est en plein boom, alors que la région a laquelle
le village devait initialement se rattacher stagne. La situation des écoles - plus
avantageuse dans le canton de Zurich - est également invoquée pour justifier cette
volonté de changement.

Le processus de changement cantonal n'est pourtant pas une sinécure, comme |'ont
montré les divers changements ayant eu lieu dans le Jura bernois. L'ensemble de la
démarche dure environ dix ans et est enchevétrée de nombreux obstacles. Concernant
la commune de Fisibach, la prochaine étape sera d'obtenir I'accord du Conseil d'Etat
argovien, puis celui des populations et cantons concernés et de I'Assemblée fédérale.
Finalement, il est possible que la décision soit entérinée par référendum facultatif par
I'ensemble des citoyens suisses. Un obstacle supplémentaire réside dans la création
d'un contrat étatique concernant le changement cantonal d'une commune, étant
donné qu'aucun des deux cantons ne possede dans sa constitution de texte de loi
pouvant régler cette situation.

La demande préalable faite par la commune argovienne de Fisibach pour changer de
canton et devenir zurichoise n'a pas recu les faveurs du Conseil d'Etat argovien. Ce
dernier, par la voix du conseiller d'Etat en charge du dossier Urs Hofmann, justifie cette
décision par le manque de raisons permettant de motiver un tel processus. En effet, il
estime qu'un changement cantonal n'est justifiable qu'en cas de proximité avec une
frontiére linguistique - comme ce fut le cas pour les communes bernoises ayant
souhaité se rattacher au Jura - ou de situation géographique complexe. De plus, il
n'existe pour I'neure pas de loi dans la constitution cantonale argovienne permettant la
modification de la frontiére cantonale. Malgré tout, le Conseil d'Etat comprend les
inquiétudes ressenties par les habitants de Fisibach vis-a-vis de I'école et ne touchera
pas au statut spécial actuel autorisant les écoliers de la commune d'aller dans les
établissements zurichois avoisinants.

Les habitants de la commune de Fisibach ont maintenant deux solutions s'ils veulent
poursuivre le processus de changement cantonal: soit ils utilisent I'instrument de
I'initiative populaire, soit ils se lancent dans des démarches auprés du Grand Conseil
cantonal. Mais pour cela, la population de la commune devra a nouveau s'exprimer pour
déterminer ce qu'elle veut faire: maintenir ce projet de changement cantonal, accepter
le projet de fusion précédemment refusé visant le regroupement de 9 communes
argoviennes ou conserver le statu quo. ™
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INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 06.08.1997
HANS HIRTER

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 29.10.1999
HANS HIRTER

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 04.07.2000
HANS HIRTER

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 19.11.2003
HANS HIRTER

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 17.05.2004
HANS HIRTER

Territorialfragen

In der franzésischsprachigen Schweiz machten prominente Politiker mit Vorschlagen
Uber Kantonsfusionen resp. neue, zwischen die Kantone und den Bund eingeschobene
Strukturen von sich reden. Der Waadtlander Nationalrat Pidoux (fdp) lancierte die Idee
einer Fusion der Kantone Genf und Waadt. Sein Vorschlag stiess aber gerade beim
Waadtlander Grossen Rat auf wenig Gegenliebe, wurde doch betont, dass eine enge
Zusammenarbeit nicht nur mit Genf, sondern auch mit den Nachbarkantonen im Osten
und Norden gepflegt werden musse. In einer gemeinsamen Erkldrung sprachen sich die
Regierungen der beiden Kantone gegen eine Fusion aus. Kurz nach Pidoux' Vorstoss
schlug der Genfer Regierungsrat Segond (fdp) vor, die sechs mehrheitlich
franzésischsprachigen Kantone ein gemeinsames Parlament und eine Regierung wahlen
zu lassen, welche die Kompetenz hatten, Uber grosse Infrastrukturprojekte und
Uberregionale Aufgaben (z.B. Wirtschaftsférderung) zu entscheiden. Einige Kritiker
warnten, dass von Segonds Planen das Aufkommen eines Sprachnationalismus
beglinstigt wirde, welcher sich flir den Fortbestand der Schweiz verheerend auswirken
konnte. Sie schlugen deshalb den Einbezug des historisch und wirtschaftlich eng mit
der Ubrigen Westschweiz verbundenen Kantons Bern vor.

In der Nordwestschweiz lancierten vier kantonale Parlamentarier aus Basel-Stadt,
Basel-Land, Aargau und Solothurn die Idee eines neuen Kantons, der die beiden Basel,
das aargauische Fricktal und die solothurnischen Bezirke Dorneck und Thierstein
umfassen soll. In Basel-Stadt fand der Vorschlag eine gute Aufnahme: mehr als die
Hélfte der Mitglieder des Grossen Rates unterzeichneten eine Motion, welche von der
Regierung die Einleitung entsprechender Schritte verlangt. Diese zeigte sich allerdings
sehr zurtickhaltend und meinte, der Anstoss dazu musste von den anderen involvierten
Kantonen ausgehen. Sie schlug vor, den Vorstoss als Postulat zu Gberweisen und damit
die grundsatzliche Bereitschaft zu einer Fusion anzuzeigen, ohne aber selbst dazu die
Initiative zu ergreifen. Der Grosse Rat schloss sich dieser Meinung an. Die Regierungen
der drei anderen Kantone sprachen sich gegen entsprechende, von Vertretern der
Grlinen eingereichte Motionen aus und empfahlen, die kantonale und
grenzlberschreitende Zusammenarbeit auszubauen. In den Parlamenten dieser
Kantone wurden die Vorstésse mit sehr deutlichen Mehrheiten abgelehnt.

Die Kantone Waadt und Wallis traten dem , Espace Mittelland™ bei, welcher sich um
eine Verbesserung der Zusammenarbeit und um die Koordination der Aktivitaten der
beteiligten Kantone sowie um die Realisierung gemeinsamer Projekte bemuht. Die
Organisation umfasst damit sieben Kantone (BE, SO, FR, NE, VD, VS und JU) und z&hlt
dank dieser Erweiterung jetzt etwa gleich viele franzdsisch- wie deutschsprachige
Bewohner. ”

Die Regierung des Kantons Basel-Land empfahl die Ablehnung aller vier im Vorjahr
eingereichten Volksinitiativen fir eine Neuregelung der Zusammenarbeit mit Basel-
Stadt. Die eine, von der SVP stammend, hatte eine Einschrénkung, die drei anderen,
Jubildumsinitiativen genannt, eine Ausweitung der Zusammenarbeit verlangt. ™

Wie von Parlament und Regierung empfohlen, lehnten die Stimmberechtigten des
Kantons Basel-Land drei Volksinitiativen fiir eine Neuregelung der Zusammenarbeit
mit Basel-Stadt ab. Diejenige der SVP, welche eine Einschréankung der Zusammenarbeit
zur Folge gehabt hatte, vereinigte 26% Ja-Stimmen auf sich, diejenigen, welche eine
gemeinsame Spitalverwaltung resp. eine Fusion der Polizei- und Feuerwehrorganisation
verlangten, deren 33% resp. 31%. Diese beiden letzteren Volksbegehren waren auch in
Basel-Stadt eingereicht worden, wo sie vom Volk mit sehr klaren Mehrheiten
angenommen wurden (85% resp. 84%). Eine dritte Volksinitiative aus dem Paket fur
eine engere Zusammenarbeit, sie verlangt flr die beiden Kantone ein einheitliches
Bildungssystem, kam in Basel-Land noch nicht zur Abstimmung. Die Kantonsregierung
war im Frihjahr von ihrer urspringlich ablehnenden Haltung abgertckt, und der
Landrat hatte auf ihren Antrag die Ausarbeitung eines Gegenvorschlags beschlossen.
Dieser soll, wie bereits friher von einer Standesinitiative von Basel-Land gefordert, eine
nationale Bildungsharmonisierung zum Ziel haben.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23



INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 10.05.2017
KAREL ZIEHLI

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 23.09.2018
DIANE PORCELLANA

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 09.02.2020
DIANE PORCELLANA

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 07.12.2020
ELIA HEER

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 26.11.1982
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La commune bernoise de Clavaleyres a obtenu le droit de décider d'une potentielle
fusion avec la ville fribourgeoise de Morat. Le parlement cantonal bernois a ainsi
décidé, par 126 voix contre 6 et 9 abstentions, de suivre I'avis de sa Commission des
institutions politiques et des relations extérieures (CIRE), qui proposait de laisser la
commune de moins de 50 dames se lancer dans une procédure de changement de
canton. Tous les présidents de fraction ont soutenu, certes avec regret, cette demande.
Ceux-ci se montrent lucides face a la situation de ce village ayant subi des revers lors
de tentatives de fusions avec les communes bernoises de Miinchenwiler et de Kallnach
et qui, sans fusion avec Morat, risquerait de mourir. La commune bernoise - enclave
actuellement encerclée par les cantons de Vaud et de Fribourg - et Morat devront
encore voter sur le projet de fusion, avant qu'il ne soit soumis a votation dans le canton
de Berne. Finalement, cela sera au Conseil national ainsi qu'au Conseil des Etats de
donner leur approbation au projet, qui verra le jour au plus tét en 2021. %°

Les populations des communes de Morat et de Clavaleyres ont accepté la convention
de fusion des autorités communales, avec, respectivement, 92.4% et 82.4% de oui. La
participation était de 35.6% et 89.7%. Un concordat intercantonal sera alors présenté
aux exécutifs bernois et fribourgeois, et débattu devant les parlements. Puis, il sera
soumis en votation populaire. Finalement, I'Assemblée fédérale devra donner son
assentiment. *

Aprés que les parlements fribourgeois et bernois eurent ratifié le concordat
intercantonal réglant la modification territoriale en vue du transfert de la commune de
Clavaleyres dans le canton de Fribourg, la population des deux cantons a été appelée a
se prononcer. Avec une participation de 36.1%, les fribourgeois ont accepté & 96.2%
d'accueillir la commune dans leur canton. Les bernois, avec une participation de
40.3%, ont été d'accord, a 89%, de s'en séparer. L'UDC bernoise s'était opposée a la
fusion, ne souhaitant pas par principe renoncer a une partie du territoire bernois. Le
changement de canton a été refusé seulement par les communes d'Eriz et
d'Oberlangeneff.

Aprés 200 ans en terre bernoise, la commune redeviendra alors fribourgeoise. Elle
fusionnera avec la commune de Morat, qui a voté en faveur du transfert avec 94.3% des
voix. Pour ce faire, I'Assemblée fédérale doit encore valider la modification territoriale.
L'officialisation est prévue pour le ler janvier 2021, voir 2022. La Suisse n'a plus connu
de transfert intercantonal depuis que la commune bernoise, Vellerat, est passée en
main jurassienne en 1996. %

Mitte September 2020 Ubermittelte der Bundesrat dem Parlament seine Botschaft
bezlglich des Kantonswechsels der Gemeinde Clavaleyres von Bern nach Freiburg, mit
dem Antrag, seinem Beschluss zur Genehmigung zuzustimmen. Das eidgendssische
Parlament behandelte das Geschaft in der Wintersession 2020. Sowohl der Standerat
(40 zu O Stimmen) als auch der Nationalrat (184 zu 1 Stimmen) sprachen sich ohne
Debatte klar fur den bundesratlichen Entwurf eines Bundesbeschlusses Uber die
Genehmigung einer Gebietsveranderung zwischen den beiden Kantonen aus. Als
einziger Bundesparlamentarier stimmte Nationalrat Erich Hess (svp, BE) gegen die
Genehmigung. Sofern gegen den Entscheid nicht das Referendum ergriffen wird, tritt
Clavaleyres somit am 1. Januar 2022 vom Kanton Bern in den Kanton Freiburg tiber. *

Jurafrage

La question jurassienne s'est a nouveau révélée riche en péripéties. La recrudescence
de l'activité du mouvement autonomiste, les initiatives prises par les communes de
Vellerat (BE) et Ederswiler (JU) pour rejoindre le canton de leur choix, le renouvellement
des autorités cantonales et communales en ville de Moutier sont autant d'épisodes qui
se sont succédé en 1982. H6te d'un jour du nouveau canton, le Conseil fédéral in
corpore a pu se rendre compte combien [|'élan visant au rattachement du Jura
méridonal au nouvel Etat est encore vivace. La Conseillére nationale Aubry-Moine (prd,
BE) a interpellé le Conseil fédéral (80.481) sur I'opportunité d'une telle visite dans un
canton qui s'est toujours refusé & se soumettre aux décisions prises a la suite des
plébiscites jurassiens. En dépit de ce climat de tensions, les pourparlers ayant trait au
partage des biens se sont poursuivis, non sans que certains milieux autonomistes se
soient inquiétés du peu d'informations donné a ce jour sur |'état des travaux. Apres la
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conclusion d'une série d'accords en décembre 1981, dix nouvelles conventions ont été
paraphées dans le courant de I'année. Au terme de ces tractations, I'Etat bernois devra
verser quelques CHF 34 mio., ce qui porte a CHF 210 mio. le montant total des biens et
liquidités transférés de Berne a Delémont depuis la création de la République et canton
du Jura. Les accords signés portent notamment sur le partage du mobilier et des
marchandises de 'ancienne administration cantonale, des avoirs publics et privés, des
comptes transitoires, des caisses de compensation AVS et d'allocations familiales. %*

Auch der Bundesrat nahm im Berichtsjahr Stellung zur Jurapolitik. Auf Ersuchen der
Regierungen Berns und des Juras beauftragte er das EJPD, gemeinsam mit den beiden
Regierungen "Gesprache Uber Stand und Weiterentwicklung der Juraproblematik sowie
Uber Moglichkeiten der Konfliktbewaltigung und Entspannung" aufzunehmen. In seiner
Antwort auf zwei Interpellationen verurteilte er die 1989 vom jurassischen Parlament
verabschiedete Motion fur einen kantonalen Beitrag an die Stiftung flr die
Wiedervereinigung als eine Provokation, welche die Souveranitat des Kantons Bern
verletze.

Im Nationalrat verlangte nach dem Entscheid des Bundesgerichts Uber die Beschwerde
des Kantons Jura der Genfer Spielmann (pda), dass zumindest in Gemeinden, die sich in
den siebziger Jahren nur mit knappem Mehr fiir ein Verbleiben bei Bern entschieden
hatten, die Abstimmung wiederholt werde. Wahrend Theubet (cvp, JU) den Vorstoss
unterstitzte, wandte sich Etique (fdp), der andere jurassische Abgeordnete, gegen eine
derartige "Salamitaktik", weil diese zwar einigen wenigen Gemeinden den
Kantonswechsel gestatten, aber nichts zur Wiedervereinigung aller sechs Bezirke
beitragen wurde. Daraufhin zog Spielmann seine Motion zurlck. Der Bundesrat betonte
bei dieser Gelegenheit und auch anlasslich der Beantwortung von zwei Interpellationen
Aubry (fdp, BE) (89.704) resp. Rychen (svp, BE) (89.712), dass er grosse Hoffnung auf die
von ihm im Vorjahr eingeleiteten Gesprache zwischen den Regierungen der beiden
Kantone setze. %

Der Bundesrat konkretisierte seine Anklindigung, im Jurakonflikt vermehrt vermitteind
auftreten zu wollen. Er ernannte eine Konsultativkommission, welcher er die Aufgabe
Ubertrug, die zwischen den Kantonen Jura und Bern hangigen Probleme zu prifen und
Losungsvorschlage auszuarbeiten. Dem vom ehemaligen Zurcher Stadtprasidenten
Widmer (Idu) prasidierten Organ gehdren die ehemaligen Regierungsrate Bonnard (Ip,
VD), Blanc (svp, VD), Fontanet (cvp, GE) und Comby (fdp, VS) an. Die beiden ersteren
waren vom Kanton Bern, die beiden letzteren vom Kanton Jura vorgeschlagen worden.
Von allen wurde diese Kommission freilich nicht akzeptiert. Die probernische
Jugendorganisation Sanglier lehnte zuerst ein Treffen mit ihr ab; ihr Vertreter im
bernischen Grossen Rat, der Freisinnige Houriet, forderte die Regierung spéater
erfolglos auf, die Zusammenarbeit mit der Kommission abzubrechen. Das
Rassemblement jurassien (RJ), der Bélier und die separatistischen Organisationen des
Berner Juras machten die Inkraftsetzung des Gesetzes zur Initiative "Unir" zur
Vorbedingung fir ein Treffen mit der Konsultativkommission. ¥

Das "Institut jurassien des sciences, des lettres et des arts", eine Vereinigung von rund
50 aus dem Jura stammenden Persdnlichkeiten, forderte in einer offentlichen
Erkléarung noch vor dem Erscheinen des Berichts Widmer beide Seiten zu einem Dialog
auf. Dabei durfe angesichts der unveranderten Opposition der Mehrheit der Bewohner
des Berner Juras nicht eine Vereinigung das Ziel sein, sondern die Férderung einer
strukturierten wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Zusammenarbeit. Erst wenn
sich aufgrund dieser Aktivitdten die gegenseitigen Vorurteile und Animositaten
abgebaut hatten, seien weitere Schritte angebracht.
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Am 7. Maé&rz prasentierte die im Vorjahr vom Bundesrat eingesetzte
Konsultativkommission unter dem Vorsitz des ehemaligen Zlrcher Stadtprésidenten
Widmer (Idu) ihren Bericht. Sie beurteilte darin die Beibehaltung des Status quo als
unhaltbar. Geschichtliche, kulturelle und wirtschaftliche Faktoren wirden flr eine
Vereinigung der drei bernischen Bezirke mit dem Kanton Jura sprechen. Da zur Zeit
rund zwei Drittel der betroffenen Bevdlkerung des Berner Juras gegen einen
Kantonswechsel sind, soll zuerst eine paritatisch zusammengesetzte und von einem
neutralen Vorsitzenden préasidierte Kommission mit Mitgliedern aus dem Kanton Jura
und dem Berner Jura einen Dialog aufnehmen. Ziel dieser Gesprache waéren die
Ausarbeitung von Garantien zugunsten des Berner Juras nach einer Vereinigung mit
dem Kanton Jura. Diese Vereinbarung wirde dann nach spéatestens sieben Jahren den
Stimmberechtigten beider Regionen getrennt zur Abstimmung vorgelegt und, im Falle
einer Annahme durch beide Koérperschaften, zur Grindung eines neuen Kantons
fihren. Sollte sich dieser Weg nicht durchsetzen, wére fir die Kommission die
Grindung eines Halbkantons "Jura-Sud" noch vor einem Autonomiestatut im Kanton
Bern die nachstbeste Losung. Im schlechtesten Fall wére ein Kantonswechsel der
Gemeinden mit autonomistischer Mehrheit ins Auge zu fassen. Fur die Gemeinden
Vellerat und Ederswiler schlagt die Kommission die sofortige Einleitung eines
Verfahrens zum Kantonswechsel vor, hingegen soll sich die mehrheitlich separatistische
Gemeinde Moutier bis zum Abschluss des angestrebten Dialogs gedulden. %

Die Reaktionen auf den Bericht Widmer fielen sehr unterschiedlich aus. Die Berner
Regierung bekundete ihre Enttduschung, die berntreuen Organisationen des Berner
Juras waren emport. |hre Hauptkritik richtete sich an die Vorgabe, dass der
aufzunehmende Dialog, der an sich begrissenswert sei, einzig auf das Ziel einer
Vereinigung ausgerichtet sein soll. Die Force Démocratique (FD) als wichtigste
antiseparatistische Organisation machte die Aufnahme eines Dialogs abhangig vom
Verzicht des Kantons Jura auf seine "AnnexionsgelUste", wie sie insbesondere im
Ausfuhrungsgesetz zur Unir-Initiative zum Ausdruck kémen. Unzufrieden mit dem
Bericht waren auch die Behdrden der Stadt Biel. Sie kritisierten, dass die Konsequenzen
der von der Kommission postulierten Abtrennung des mit der Stadt eng verbundenen
Berner Juras fur die Zukunft ihrer zweisprachigen Stadt nicht analysiert worden seien.
Innert weniger Wochen sammelten die Kritiker des Berichts im Berner Jura und in Biel
20'000 Unterschriften flr eine Petition an den Bundesrat mit der Aufforderung, den
Empfehlungen des Berichts keine Folge zu leisten.

Positiv nahmen die jurassische Regierung, die Behdrden der Stadt Moutier und die
autonomistischen Organisationen - diese sahen im Bericht den wichtigsten
"moralischen Sieg" des Juras seit 1815 - die Ausflihrungen der Kommission auf und
beurteilten sie als realistische Konfliktlésungsvorschlage. Das RJ betonte aber, dass
dieser vorgeschlagene Dialog keinesfalls die Begrundung einer Kooperation Uber die
bestehenden Kantonsgrenzen zum Ziel haben dirfe, sondern einzig der Vereinigung
gewidmet sein misse. Von den nationalen Parteien kritisierte die FDP den Bericht,
wéhrend er von der CVP gelobt wurde. Auf lokaler Ebene veréffentlichte die jurassische
SP gemeinsam mit der SP und der autonomistischen PSA des Berner Juras eine
Stellungnahme, welche die Aufnahme eines Dialogs begrusst, dabei aber dem von der
Kommission Widmer postulierten Ziel einer Vereinigung nicht erste Prioritat
einraumt. *°

Trotz verschiedentlichem Drangen autonomistischer Organisationen nahm der
Bundesrat noch nicht Stellung zum Bericht. Im Dezember kiindigte er an, dass er auch
zu Beginn des Jahres 1994 seine Konsultationen mit den beiden betroffenen
Kantonsregierungen fortsetzen wolle. Einig sei man sich in den bisherigen Treffen Gber
die Notwendigkeit eines Dialog geworden, noch nicht aber Gber Form und Inhalt dieser
Gespréache. ™

In der Jurafrage wurde im Berichtsjahr ein wichtiger Schritt zur Versachlichung der
Auseinandersetzung eingeleitet. Unter dem Patronat des Bundesrats einigten sich die
Regierungen der Kantone Bern und Jura, den Dialog zwischen Vertretern des Kantons
Jura und des Berner Juras zu institutionalisieren. Dazu soll eine paritatisch
zusammengesetzte und von einer vom Bundesrat bezeichneten neutralen
Personlichkeit présidierte "Assemblée interjurassienne" geschaffen werden. Dieses
Forum soll einerseits Uber die Zukunft der Region diskutieren und andererseits
zuhanden der Kantonsregierungen Vorschlage flir eine Intensivierung der
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grenzlberschreitenden Zusammenarbeit entwickeln. Die Entscheidungen dieses Rates
mussen sich auf die mehrheitliche Zustimmung in beiden Delegationen stltzen. Aus
dem Bericht Widmer wurde also die Idee einer gemeinsamen Institution Gbernommen,
nicht aber die Vorgabe, dass der Dialog zu einem Vorschlag flr einen Anschluss der drei
franzdsischsprachigen Berner Bezirke an den Kanton Jura fihren misse. Beide Seiten
hatten Konzessionen gemacht. Bern hatte der These zugestimmt, dass die sechs
jurassischen Bezirke gemeinsame Interessen haben. Die jurassische Regierung
anerkannte die Gultigkeit der bestehenden Kantonsgrenzen und kindigte an, dass sie
das Ausflhrungsgesetz zur Volksinitiative "Unir", welche den Kampf flur eine
Wiedervereinigung zu einem prioritaren Staatsziel deklariert, zurtickziehen werde.

Die Reaktionen fielen in der Presse sehr positiv aus. Weniger eindeutig war das Echo im
Jura selbst. Im Berner Jura kritisierte zwar die SVP des Bezirks Moutier die
Nachgiebigkeit der Berner Regierung und bemaéngelte vor allem, dass die bernische
Delegation ohne Vertreter der Stadt Biel gebildet werden soll. Die SP und die FDP
begrissten hingegen das Abkommen ebenso wie ihre jurassischen Schwesterparteien
und die berntreue "Force démocratique" (FD). Bei der CVP war die jurassische Sektion
eher positiv, die bernjurassische zum Teil engagiert negativ eingestellt.

Auf Seite der Autonomisten verurteilte das "Mouvement autonomiste jurassien" (MAJ),
die Nachfolgeorganisation der beiden jurassischen Autonomie-Bewegungen
"Rassemblement jurassien” und "Unité jurassiennne", die Vereinbarung mit scharfen
Worten. Die jurassische Regierung wurde des Verrats bezichtigt, da sie den Berner Jura
als nicht per se zum Kanton Jura gehdrende Region anerkennen und damit das Ziel
einer Wiedervereinigung preisgeben wuirde. Nach der Zustimmung des jurassischen
Parlaments zum Abkommen passte sich das MAJ den neuen Gegebenheiten an - ohne
allerdings seine Verratsvorwlrfe an die Adresse der jurassischen Regierung
zurlickzunehmen - und deklarierte, dass es sich in der nachsten Zeit flur eine méglichst
grosse Autonomie der bernjurassischen Bezirke innerhalb des Kantons Bern einsetzen
werde. Diese Autonomie werde dann zwangslaufig zu einer "Befreiung des Sudjuras”
und einer Wiedervereinigung des gesamten jurassischen Volkes fuhren. Eine dhnliche
Begrindung fihrte der "Bélier" bereits in einer ersten Stellungnahme an: Er begrisste
das Abkommen und gab sich Uberzeugt, dass sich die Stdjurassier in einem Dialog ohne
die Anwesenheit deutschbernischer und Bieler Vertreter rasch von den Vorteilen eines
Kantonswechsels (iberzeugen lassen wiirden. In spateren Ausserungen meldete auch
der Bélier Vorbehalte an, allerdings ohne sich gegen die Einsetzung eines
Diskussionsforums auszusprechen.

Die bernische Regierung hatte bereits beim Abschluss der Vereinbarung
bekanntgegeben, dass  die bernjurassische Delegation aus den 12
Kantonsparlamentariern der drei Bezirke Courtelary, Moutier und La Neuveville
(darunter drei Autonomisten) gebildet werde. Der Berner Grosse Rat stimmte der
Vereinbarung bei lediglich zwei Gegenstimmen aus dem Lager der Autonomisten zu. Die
jurassische Regierung beschloss, das Abkommen angesichts seiner grossen politischen
Bedeutung ebenfalls vom Parlament ratifizieren zu lassen. Dieses stimmte mit 47:4
Stimmen bei 8 Enthaltungen zu; auf eine Forderung des MAJ nach einer kantonalen
Volksabstimmung trat es nicht ein, und das MAJ verzichtete auch auf die Lancierung
eines Referendums.

Die eroffnende Sitzung der "Assemblée interjurassienne™ fand am 11. November in
Moutier (BE) statt; der Bundesrat hatte mit dem Einverstéandnis der Kantone Bern und
Jura alt Bundesrat Felber zum Vorsitzenden ernannt. %

Die im Vorjahr instaurierte Assemblée interjurassiennne tagte regelméssig und
beschloss dabei mehrere Resolutionen zuhanden der Regierungen der Kantone Bern
und Jura. Die Forderungen betrafen namentlich Fragen der Verkehrsverbindungen und
der Kooperation im Tourismusbereich. *

Die 1994 geschaffene und seit Jahresbeginn vom Waadtlander Nationalrat Leuba (Ip)
prasidierte Interjurassische Versammlung beschloss, sich mit der Frage eines neuen,
aus allen sechs Bezirken bestehenden Kantons auseinanderzusetzen. Auch wenn diese
Kommission noch keine konkreten Lésungsvorschlage vorzulegen vermochte, kénnte
sich ihre Arbeit auf das politische Klima positiv auswirken. In diesem Sinne wurde von
den Medien auf jeden Fall eine gemeinsame Veranstaltung von Exponenten der beiden
Lager gewertet, an der man Ubereinstimmte, dass die von der bernischen Verfassung
gegebenen Moglichkeiten zur Schaffung von regionalen Instanzen mit eigenen
Kompetenzen und Finanzmitteln (z.B. im Kulturbereich) besser genutzt werden
sollten. 3

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23



INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 05.09.1998
HANS HIRTER

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 28.08.1999
HANS HIRTER

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 19.11.2005
HANS HIRTER

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 30.08.2006
HANS HIRTER

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 08.03.2007
HANS HIRTER

Die Interjurassische Versammlung (Assemblé interjurassienne) war im Sommer
wahrend einigen Monaten durch einen Boykott der Autonomisten gestért. Anlass war
die Absicht der bernischen Regierung, ihr bisheriges Prinzip, die bernjurassische
Delegation aus den Kantonsparlamentariern der Region zu bilden, aufzulockern und -
unter Wahrung des bei den kantonalen Wahlen vom Frihjahr bestatigten
Krafteverhaltnisses von drei zu eins zwischen Berntreuen und Autonomisten - rund die
Halfte der Sitze mit Nichtparlamentariern zu besetzen. Wahrend die Berntreuen diesen
Entscheid akzeptierten, lehnten die Autonomisten die Ernennung des
Gemeindeprasidenten von Moutier, Maxime Zuber, anstelle eines autonomistischen
Grossrats ab. Nach Zubers Verzicht beliess die Berner Regierung die autonomistische
Delegation unverandert. *°

Die bernische und die jurassische Regierung kamen tberein, selbst aktiv zu werden und
der Interjurassischen Versammilung (AlJ) Vorschlége zur Stellungnahme zu unterbreiten.
Im August legten sie eine Liste mit 26 Projekten vor, welche die beiden Kantone oder
ihre Regionen gemeinsam durchfiihren konnten. Es handelt sich dabei insbesondere
um die Zusammenlegung von politischen Institutionen und Amtern (z.B.
Gleichstellungsbiro, Jugenddelegierter), sowie um die gemeinsame Flhrung von
Schulen, Spitalern und kulturellen Einrichtungen. *

Die paritatisch aus Vertretern des Kantons Jura und des Berner Juras
zusammengesetzte Kommission Assemblée interjurassienne (AlJ) bekraftigte ihre
Bereitschaft, eine Studie Uber einen gemeinsamen Kanton der drei bernischen und der
drei jurassischen Bezirke auszuarbeiten. Die bernische Regierung war zur Erteilung
dieses Auftrags aber nur bereit, wenn dies die einzige Studie sein wird und nicht, wie
von der im Kanton Jura vom Volk angenommenen Initiative fir eine Vereinigung des
bernischen Juras mit dem Kanton Jura verlangt, auch noch die jurassische Regierung
einen entsprechenden Bericht ausarbeitet. Auch der Bundesrat hielt die AlJ fur die
geeignete Stelle fur die Verfassung dieser Studie und lehnte eine Anregung von
Nationalrat Berberat (sp, NE) ab, eine spezielle Expertengruppe daflir einzusetzen (AB
NR, 2005, Beilagen Il, S. 346 f.). Grundsatzlich teilte auch die jurassische Regierung,
welche die erwahnte Volksinitiative vergeblich bekampft hatte, diese Meinung. Sie
beantragte dem Parlament einen Gesetzesentwurf, der die AlJ mit der Ausarbeitung
der Studie beauftragt. Die Autoren der Volksinitiative, das Mouvement autonomiste
jurassien (MAJ), erklarten sich mit dieser Vorgehensweise zur Umsetzung ihres
Begehrens einverstanden. Damit war auch flr die bernische Regierung der Weg fur eine
Auftragserteilung an die AlJ frei. Unter Beteiligung des Vorstehers des EJPD, Bundesrat
Blocher, unterzeichneten die beiden Kantonsregierungen ein Mandat, das von der AlJ
nicht nur die erwdhnte Studie, sondern auch einen Bericht dartber fordert, wie sich
das neue Statut des Berner Juras und die gemeinsamen interjurassischen Institutionen
auf das Zusammenleben und die Entwicklung der beiden Regionen auswirken. ¥

Nachdem auf Antrag der Regierung auch das Parlament des Kantons Jura beschlossen
hatte, die Studie liber einen gemeinsamen Kanton der drei bernischen und der drei
jurassischen Bezirke von der Assemblée interjurassienne (AlJ) ausarbeiten zu lassen,
konnte diese im August mit dieser Arbeit anfangen. Sie rechnete damit, den Bericht, in
welchem auch Alternativen zu einer Vereinigung Uberprift werden sollen, im Herbst
2008 vorzulegen. Fur die Behoérden des Kantons Jura gilt dieser Bericht als Umsetzung
der Volksinitiative ,Un seul Jura™; sie erwarten davon einen konkreten Plan zur
Vereinigung der beiden Regionen.

Die Assemblée interjurassienne (AlJ) publizierte einen Zwischenbericht zu ihrer fir
2008 erwarteten Studie liber einen gemeinsamen Kanton der drei bernischen und der
drei jurassischen Bezirke oder andere Losungen. Dieser Zwischenbericht beschrankte
sich weitgehend auf eine Bestandsaufnahme der aktuellen Situation. *
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Die Arbeit der Assemblée interjurassienne (AlJ) an einer Studie Uliber einen
gemeinsamen Kanton der drei bernischen und der drei jurassischen Bezirke oder
andere Losungen naherte sich ihrem Abschluss. Im Februar publizierte die AlJ einen
Zwischenbericht, in dem sie die Variante einer Vereinigung des Kantons Jura mit dem
bernjurassischen Gebiet konkretisierte. Die inneren Strukturen dieses neuen Kantons
sollen dabei gemass der AlJ radikal verandert werden, indem die 132 Gemeinden zu nur
noch sechs (in den Grenzen der heutigen Bezirke) zusammengefasst wirden. In
Kommentaren wurde einerseits der Mut der AlJ gelobt, mit dem Vorschlag der
Gemeindefusionen ein innovatorisches Element in die Debatte eingebracht zu haben.
Andererseits wurde aber auch darauf hingewiesen, dass gerade im Kanton Jura die
Plane zur Vereinigung von Kleinstgemeinden in den letzten Jahren oft auf erbitterten
Widerstand gestossen waren. Kurz darauf entschied die AlJ, dass bei der Option
Vereinigung zu einem neuen Kanton die bernjurassische Gemeinde Moutier zum neuen
Kantonshauptort und Sitz der Kantonsverwaltung wirde. In weiteren Zwischenberichten
konkretisierte die AlJ auch noch die Optionen eines Verzichts des Berner Juras auf
einen Kantonswechsel, aber mit verstarkter Kooperation mit dem Kanton Jura resp.
grosserer Autonomie im Kanton Bern. Im September gab die Kommission bekannt, dass
sie die Evaluation der verschiedenen von ihr ausgearbeiteten Modelle in Angriff nehmen
wolle. Im November teilte sie dann mit, dass sie den Schlussbericht doch nicht wie
geplant in diesem Jahr, sondern voraussichtlich im Fridhjahr 2009 veréffentlichen
werde. #°

Am 4. Mai konnte in Moutier (BE) die Assemblée interjurassienne (AlJ) endlich ihren
Bericht Uber Zukunftsszenarien fir den Berner Jura verdffentlichen und an die
Vorsteherin des EJPD, Eveline Widmer-Schlumpf, Ubergeben. Dieser Bericht sieht zwei
Lésungen vor. Die eine beantragt mit der Formel ,Status quo plus™ ein Festhalten an
den bestehenden Kantonsgrenzen, aber eine grossere Autonomie des Berner Juras und
eine verstarkte Zusammenarbeit mit dem Kanton Jura. Die zweite Variante schlagt eine
Fusion des Berner Juras mit dem Kanton Jura und zusétzlich eine radikale
Gebietsreform vor, welche die Ortschaften der insgesamt sechs Bezirke (je drei im
Norden und im Sliden) zu sechs neuen Gemeinden zusammenschliesst. Eine
Empfehlung zugunsten eines dieser beiden Modelle gab die AlJ nicht ab. Auf die in
einigen Westschweizer Medien und auch vom Neuenburger SP-Regierungsrat Jean
Studer propagierte Idee eines grosseren Zusammenschlusses mit dem Kanton
Neuenburg ging sie nicht ein. Sie empfahl ferner, die AlJ als Garant fir die Fortfihrung
des Dialogs beizubehalten. Sie verzichtete hingegen darauf, konkrete Vorschlage fur die
Entscheidfindung und deren Ablauf zu machen. Ob und wann Volksabstimmungen zum
weiteren Vorgehen durchgefihrt werden sollen, liege in der Entscheidungskompetenz
der beiden betroffenen Kantonsregierungen. Diese kamen Uberein, sich innerhalb von
sechs Monaten zum Bericht zu &ussern.

Im Berichtjahr stand die 2012 von der Assemblé Interjurassienne (AlJ), der 1994
gegrindeten Tripartiten Konferenz bestehend aus den Kantonen Jura und Bern und
einer Vertretung des Bundes, vorgeschlagene erneute Juraabstimmung an. Konkret ging
es um die Frage, ob ein Verfahren, das in die Grindung eines neuen Kantons mindet,
der das Gebiet des heutigen Kantons Jura und des franzdsischsprachigen Teils des
Kantons Bern - den Berner Jura - umfasst, eingeleitet werden sollte. Mitte 2012
bereiteten die Regierungen der beiden betroffenen Kantone die entsprechenden
Verfassungsanderungen vor - die Absichtserklarung der beiden Kantone war noch im
Februar 2012 unterzeichnet worden. Im Kanton Bern war dabei die Idee des
vorgesehenen zweistufigen Verfahrens umstritten. Nach einer ersten kantonalen (Jura)
bzw. gesamtregionalen Abstimmung (Berner Jura) sollten die Gemeinden innert zweier
Jahre eine kommunale Abstimmung durchfihren kénnen, mit der sie abhéangig vom
Ausgang der Gesamtabstimmung Uber einen Verbleib beim Kanton Bern oder einen
Wechsel zum Kanton Jura entscheiden kénnen. Noch Ende 2012 hatte die SVP des
Kantons Bern im Grossen Rat eine Motion eingereicht, mit der dieser zweite Schritt
verhindert werden sollte. Die Motiondre argumentierten, dass die Gefahr eines
Flickenteppichs bestiinde und die Initiative flr eine erneute Abstimmung zur Jurafrage
gar nicht von der Bernjurassischen Bevdlkerung eingereicht worden sei, sondern von
oben oktroyiert wirde. Die Jurafrage sei schon lange geklart und eine Abstimmung
deshalb eine unndtige Zwangerei. Die Motion war zwar mit Hilfe der BDP und der EDU
noch in der Wintersession letzten Jahres angenommen worden, die Jura-Delegation
des Grossen Rates - aufgrund eines Sonderstatuts haben die franzésischsprachigen
Parlamentarier ein Vetorecht - hatte aber einen Rickkommensantrag eingelegt, so dass
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Ende Januar 2013 erneut darlber befunden werden musste. Eine Annahme des
Vorstosses hétte Neuverhandlungen zwischen den involvierten Kantonen bedingt.
Diesmal wurde die Motion allerdings mit 78 zu 74 Stimmen knapp zurtickgewiesen. Die
Gegner sahen es als undemokratisch an, wenn die Bernjurassier nicht selber tber ihre
Zukunft entscheiden kdnnten. Die Anderung des Gesetzes zum Sonderstatut des Berner
Juras, die die Grundlage fur die Juraabstimmung auf Berner Seite schuf, wurde
anschliessend mit 94 zu 51 Stimmen bei 8 Enthaltungen angenommen. Im Jurassischen
Parlament passierte der Verfassungsartikel 139 als Grundlage fur die Juraabstimmung
im Nordkanton zwei Tage nach dem Berner Entscheid einstimmig und ohne
Enthaltungen. Damit war der Weg frei fur einen gemeinsamen Urnengang, der auf den
24. November angesetzt wurde.

Im Kanton Jura beflrworteten alle Parteien mit Ausnahme der SVP einen
Zusammenschluss, im Berner Jura standen vor allem autonomistische Gruppierungen
fur einen Kantonswechsel ein. Die Berner Kantonalparteien waren hingegen - mit
Ausnahme der PSA, die flr eine Fusion eintrat und den Grunen, die Stimmfreigabe
beschlossen - alle fur einen Verbleib der franzésischsprachigen Region beim Kanton
Bern. Der Conseil du Jura Bernois (CJB), das Bernjurassische Regionalparlament mit
Kompetenzen in Kultur- und Bildungsfragen, sprach sich Ende Juni mit 15:9 Stimmen
fur einen Verbleib beim Kanton Bern aus. Die Regierungen empfahlen jeweils ein Ja
(Jura) bzw. ein Nein (Bern). Die in der Jurafrage seit jeher stark engagierten und in der
Wahl der Mittel haufig unzimperlichen Béliers und Sangliers - erstere streben einen
Grosskanton Jura an, letztere wollen den Verbleib des Berner Juras beim Kanton Bern -
storten den Dialog kaum. Sie weigerten sich allerdings auch, die Charta der AlJ zu
unterzeichnen (siehe unten). Eine im September vom Handels- und Industrieverein
Bern durchgefihrte Umfrage kam zum Schluss, dass rund drei Viertel der
Gewerbetreibenden im Berner Jura den Verbleib im Kanton Bern bevorzugten. Die
wichtigsten Argumente flir den Anstoss eines Fusionsprozess war das politische
Gewicht, welches der Berner Jura gewinnen kénnte. Wahrend der Kanton Jura von je
zwei franzdsischsprachigen National- und Sténderdten vertreten sei, werde die
franzésischsprachige Bevolkerung des Kantons Bern durch deutschsprachige
Parlamentarier beim Bund vertreten. Umstritten war, wo der Berner Jura wirtschaftlich
besser aufgehoben sei. Im Kanton Jura waren seit 2000 mehr Firmen und Arbeitsplatze
geschaffen worden als im Berner Jura, die Arbeitslosigkeit und die Steuerbelastung
waren aber im Norden hoher als im Stden. Die Staatsschulden pro Kopf lagen mit CHF
-101im Kanton Jura tiefer als im Kanton Bern (CHF -197), die wirtschaftliche Attraktivitat
des Kantons Bern wurde aber als hdher eingeschatzt als jene des Kantons Jura.
Wéhrend die Bevolkerungszahl im Kanton Jura in den letzten Jahren zunahm (Mitte 2013
wohnten rund 71 000 Personen im Kanton Jura), stagnierte das Bevolkerungswachstum
im Berner Jura (52 000 Einwohner; 5.3% der Gesamtbevdlkerung von Bern). Vor allem
im Kanton Jura wurde zudem betont, dass ein Ja leidglich einen Prozess flr einen
allfalligen neuen Kanton anstosse. Ein solcher Prozess kdnne auch eine grosse Chance
flr ein modernes Kantonsgebilde sein. Die Gegner wiesen auf die Bedeutung der
Region als Sprachbrticke hin. Der Kanton Bern habe in der gesamten Schweiz mit dem
franzdsischsprachigen Norden eine zentrale kulturelle und politische Brickenfunktion
inne, die mit einem Ja am 24. November verloren ginge. Die Gegner warnten zudem vor
der Idee eines Warmlaufens. Ein Ja im November ware nicht bloss eine Einleitung fur
einen moglichen Fusionsprozess, sondern eine entscheidende Weichenstellung. Ein
Nein kdnnte zudem die Starkung der Autonomierechte in der Region nach sich ziehen.
Die im Spatfrihling langsam einsetzende Abstimmungskampagne verlief - anders als
noch in den 1970er Jahren - auffallend sachlich. Ein Umstand der auch von der AlJ, die
ihrerseits mit einer Charta fur politischen Anstand warb, lobend hervorgehoben wurde.
Im Marz war das finanzielle Engagement der beiden Kantonsregierungen ein
Medienthema. Beide Exekutiven wollten sich nach den Grundsatzen der Objektivitat,
Transparenz und Verhaltnismassigkeit fir den Verbleib des Berner Juras beim Kanton
Bern bzw. fur einen Fusionsprozess engagieren und vor allem ihre Informationspflicht
wahrnehmen. Eine Finanzierung von Abstimmungskampagnen kdme nicht in Frage. Das
Jurassische Pro-Komitee ,construire ensemble™ gab - nach einigem Wirbel - gar eine
Spende von der so genannten Wiedervereinigungsstiftung zurtck. Die Stiftung hatte
Ende der 80er Jahre Geld vom Kanton Jura erhalten. Die Sensibilitdt des Themas hat
historische Wurzeln: Aus den so genannten Schwarzen Kassen hatte die Berner
Regierung bei den 1970er-Plebisziten heimlich probernische Gruppierungen finanziert,
was in den 1980er Jahren zum Berner Finanzskandal fuhrte. Die Geschichte wurde auch
im Berichtjahr wieder breit diskutiert. Bereits im Juni 2013 durchgefiihrte, erste
Umfragen liessen darauf schliessen, dass die Meinungen frih gemacht waren. Es
zeichnete sich ein relativ deutliches Nein im Berner Jura und ein ebenso deutliches Ja
im Kanton Jura ab. Mitte Juli verschérfte sich der Ton ein wenig. Die SVP, die junge SVP
und die Sangliers machten mit provokativen Plakaten auf sich aufmerksam (.,non a la
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mafia, non au Jura“), mit denen auch Behdrdenmitglieder aus dem Kanton Jura
diffamiert wurden; so wurde etwa Elisabeth Baume-Schneider (sp) als Hexe karikiert,
die dem Berner Jura einen vergifteten Apfel Uberreicht. Derweil luden die Béliers ein,
via Facebook Ideen fir Artikel fir eine neue Verfassung zu entwerfen. Im September
versprach der Bund flr die Abstimmung 15 unabhangige Beobachter zu entsenden, die
den fairen Verlauf des Urnengangs sicherstellen sollten. Ende September veranstaltete
eine Gruppe von Antiseparatisten einen Umzug auf den Pierre Pertuis, einen Pass
zwischen Tavannes und Sonceboz. Trotz emotionalen und markigen Aufrufen - etwa zu
»totaler Mobilisation™ - blieb die Situation friedlich. Im Kanton Jura bemuhten sich die
Spitzen der Politik, fur ein Ja zu werben. Der Abstimmungskampf blieb aber dennoch
lau; die Jurassierinnen und Jurassier schienen sich gar nicht sonderlich fir die Frage zu
interessieren. Eine Mitte Oktober verdffentlichte Studie zeigte anhand von
Abstimmungsresultaten zu eidgendssischen Abstimmungen, dass der Berner Jura im
Stimmverhalten gréssere Ahnlichkeit mit dem Kanton Jura als mit dem restlichen
Kanton Bern zeigt. Allerdings wurden dabei auch thematische und vor allem kommunale
Nuancen sichtbar. Die grésste Ubereinstimmung zeigte sich wenig lberraschend in
Moutier. Fur etwas Wirbel sorgte eine Mitte Oktober an alle Haushalte im Berner Jura
verschickte Broschire von ,construire ensemble”, in der mit einem finanziellen Gewinn
fur den Berner Jura geworben wurde, der sich bei einer Fusion dank héherer Zahlungen
aus dem Finanzausgleich einstellen wdirde. Auch die Béliers machten auf sich
aufmerksam, indem sie regionale Einrichtungen symbolisch mit Ketten verschlossen,
um darauf hinzuweisen, dass diese vom Kanton Bern zu wenig unterstitzt wirden. Fur
einiges Aufsehen sorgte zudem die in einem Interview mit Le Temps Anfang September
gemachte Aussage der Freiburger Regierungsratin Isabelle Chassot (cvp), die ein
Zusammengehen empfahl. Dies hatte - nach einer Interpellation im Berner Grossrat -
gar einen interkantonalen Briefwechsel auf Regierungsebene zur Folge. Zwei weitere
rund einen Monat vor der Abstimmung durchgefuhrte Umfragen bestatigten die Trends
vom Juni: Einem massiven Ja im Kanton Jura (rund 70 bis 75%) stand ein allerdings nicht
mehr so deutliches Nein (rund 55 bis 60%) im Berner Jura gegenlber. Darlber hinaus
liess sich eine sehr knappe Entscheidung im Staddtchen Moutier absehen. Die
Umfrageprognosen bestatigten sich am Abstimmungssonntag vom 24. November.
Allerdings war das Nein im Berner Jura wesentlich massiver als erwartet: 71,8% der
Bernjurassier verwarfen die Fusionsplane. Die Stimmbeteiligung lag bei hohen 72,7%.
Noch deutlicher war das Resultat im Kanton Jura, wo sich 76,6% der teilnehmenden
Stimmberechtigten - die Beteiligung lag hier bei 64,2% - flir einen Fusionsprozess
aussprachen. Alle Jurassischen Gemeinden wiesen Ja-Mehrheiten auf. Die
Enttduschung auf Jura-Seite und die Freude auf Berner Seite waren gross. Damit war
die Jurafrage, wie von vielen gewlnscht, allerdings nicht vom Tisch, da sich Moutier mit
55% Ja-Stimmenanteil fUr einen Fusionsprozess aussprach und sich in der
Nachbargemeinde Belprahon ein Patt ergab: je 110 Stimmberechtigte stimmten flr bzw.
gegen den Prozess. Dadurch haben beide Gemeinden die Moglichkeit, eine kommunale
Abstimmung zu organisieren, mit der Uber eine gemeindeweise Fusion mit dem Kanton
Jura entschieden werden soll. Das genaue Verfahren war allerdings noch offen. Am
Abend der Abstimmung kam es zwar vereinzelt zu Provokationen der Pro-Berner in
Moutier, insgesamt wurde der Abstimmungsprozess aber sowohl von den
Abstimmungsbeobachtern des Bundes als auch in der internationalen Presse als
vorbildlich bezeichnet. Das deutliche Nein warf bereits seine Schatten auf die im Marz
2014 anstehenden Kantonalberner Gesamterneuerungswahlen voraus. Allgemein wird
erwartet, dass die Regierungsratswahlen aufgrund des Jura-Sitzes entschieden werden.
Der Berner Jura hat dank seines Autonomiestatus einen garantierten Regierungssitz. *?

Plusieurs mesures de sécurité encadreront le vote sur |'appartenance cantonale de la
ville de Moutier, afin d'assurer un scrutin sans controverses. Des observateurs de la
Confédération seront sur place, a Moutier, lors du scrutin du 18 juin 2017. Une
conférence tripartie composée des exécutifs des cantons du Jura et de Berne, ainsi
que de la conseillere fédérale Simonetta Sommaruga, en a décidé ainsi, afin d'assurer
d'un commun accord la fin du processus permettant de régler d'un point de vue
politique cette partie-la de la question jurassienne. Les observateurs seront des
juristes de I'Office fédéral de la justice n'habitant aucun des deux cantons. Ils seront,
entre autre, chargés de faire un travail de sensibilisation dans les bureaux de poste, ou
encore dans les établissements médico-sociaux (EMS), ou, lors du plébiscite de 1975, un
bulletin de vote pouvait, semble-t-il, se monnayer 100 francs. De plus, les votes par
correspondance seront adressés a I'Office fédéral de la justice a Berne et non, comme
il est de tradition, a I'hotel de ville de Moutier. Le transport des bulletins sera, quant a
lui, soumis & des mesures de sécurité supplémentaires. Finalement, toute personne
déposant ses papiers a Moutier aprés le 18 mars, c'est-a-dire trois mois avant le scrutin,
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ne pourra y prendre part. Cette mesure permet d'éviter le tourisme électoral redouté
par les deux camps. Pour autant, rien ne semble, jusqu'a présent, attester d'un tel
phénomeéne.

Crémines et Grandval ne voteront finalement pas sur leur appartenance cantonale,
comme initialement prévu. Le motif invoqué est le méme pour les deux communes: un
projet de fusion entre les communes de Grandval, d'Eschert, de Corcelles et de
Crémines est privilégié par les autorités de Crémines et de Grandval, abandonnant de
facto le projet voulu par une partie des habitants de passer du canton de Berne au
canton du Jura. Les autorités des deux communes réagissent a des pétitions déposées
par leurs citoyens respectifs (signées par 122 habitants pour la commune de Crémines,
soit pres d'un quart de la population et 120 pour la commune de Grandval, représentant
plus d'un quart des habitants), demandant aux autorités d'aller dans la direction du
projet de fusion et d'abandonner la votation sur leur appartenance cantonale. Ainsi,
méme en cas d'échec du projet de fusion - dont la votation est prévue le 26 novembre
2017 - ces deux communes resteront, pour I'heure, bernoises. Les communes
bernoises de Sorvilier et de Belprahon seront donc les seules a voter sur leur
appartenance cantonale le 17 septembre 2017. **

Dans le cadre de la votation sur le changement d'appartenance cantonale de la ville
bernoise de Moutier, I'nopital prévotois est source de conflits. En effet, en tant
qu'employeur de premiére importance dans cette région-ci du Jura bernois - 330
personnes y sont employées - toute décision quant a son avenir pourrait avoir une
influence significative sur le vote du 18 juin 2017. En cas de changement cantonal, le
gouvernement bernois exclut toute possibilité de planification hospitaliere commune,
ainsi que toute ouverture de I'actionnariat de I'H6pital du Jura bernois (HJB) - le
canton de Berne étant actionnaire a 100%.

De plus, le canton du Jura s'est plaint, auprés de la conseillere fédérale en charge du
bon déroulement du scrutin, Simonetta Sommaruga, ainsi qu'auprés du canton de
Berne, des agissements des responsables de I'hopital. Le conseiller d'Etat jurassien
Charles Juillard (JU, cvp/pdc) remet en question I'engagement de ces derniers, qui ont
fait part - par I'envoi de lettres et de publication d'annonces - de leurs inquiétudes
quant aux incertitudes qu'un changement de canton pouvaient impliquer. Ces propos
ont poussé le conseiller d'Etat jurassien a dire qu'il s'agissait d'une prise de position
claire en faveur du maintien de la cité prévotoise au sein du canton de Berne. Anthony
Picard, le Président du Conseil d'administration de I'h6pital en question, justifie ses
craintes par la proximité de I'h6pital de Delémont - 15 kilometres séparent les deux
sites - qui est également actif dans les soins aigus. Il redoute qu'en cas de changement
cantonal, I'nopital de Moutier ne soit amputé d'une partie de ses services. En réponse a
ces propos et actions, le ministre jurassien de I'économie et de la santé, Jacques
Gerber (JU, fdp/plr), a tenu a préciser que la feuille de route pour cette votation
n'incluait pas la négociation des futures prestations de cet hopital en cas de
changement cantonal et qu'aucune modification des services n'était a prévoir avant
2021.

En février déja, I'nbpital prévotois était au centre de tensions quant a d'éventuelles
pressions et menaces d'intimidation dénoncées par des membres du personnel ainsi
que par des patients, poussant le maire de la ville de Moutier, Marcel Winistoerfer (BE,
pdc/cvp) & remettre une lettre a Pierre-Alain Schnegg (BE, svp/udc) - le conseiller
d'Etat bernois garant officiel de la régularité du scrutin - pour que cela ne se
reproduise pas. *
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